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Zur völkerrechtlichen Verantwortlichkeit der Staaten

Der vom Spezialberichterstatter vorgelegte 6. Bericht ent­
hält Erläuterungen zu den Artikelentwürfen des Teils II 
des Kodifikationsprojektes (Inhalt, Formen und Grade der 
Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige 
Handlungen) sowie die Konzeption des Teils III (Durchset­
zung der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit und Beilegung 
von Streitfällen). Die Diskussion im Rechtsausschuß machte 
erneut die unterschiedlichen politischen Grundpositionen der 
Staaten sichtbar. Während die sozialistischen Staaten und 
die meisten Entwicklungsländer einer Regelung der Verant­
wortlichkeit von Staaten große Bedeutung beimessen, da 
hiermit eine präventive Wirkung gegen die Begehung von 
Völkerrechtsverletzungen erzielt werden könnte, nehmen vor 
allem die NATO-Staaten nach wie vor eine ablehnende Hal­
tung ein.

Ausführlich wurde der von der ILC vorläufig angenom­
mene Entwurf des Art. 5 diskutiert.* 20 Die sozialistischen 
Staaten unterstützten die in Abs. 1 enthaltene Definition des 
„verletzten Staates“, d. h. des durch eine völkerrechtswidrige 
Handlung eines anderen Staates in seinen Rechten beein­
trächtigten Staates. Ferner befürworteten sie die Fassung des 
Abs. 3, wonach bei internationalen Verbrechen alle Staaten 
— unabhängig davon, ob sie direkt oder indirekt von diesem 
Verbrechen betroffen sind — zu Gegenmaßnahmen berechtigt 
sind.21 Demgegenüber vermerkten die DDR und andere Län­
der zu Abs. 2 kritisch, daß die dort vorgenommene Aufli­
stung von Rechtsverletzungen in die speziellen Verantwort­
lichkeitsregelungen bereits bestehender völkerrechtlicher 
Vereinbarungen eingreift.22

Während die Entwicklungsländer sich mit dem Hauptin­
halt des Art. 5 grundsätzlich einverstanden erklärten23, rich­
tete sich der Widerstand imperialistischer Staaten vor allem 
gegen Abs. 3. So vertraten die USA und die BRD die Auf­
fassung, daß nur die direkt, nicht aber die indirekt durch 
ein internationales Verbrechen betroffenen Staaten das Recht 
hätten, Gegenmaßnahmen zu ergreifen.24

Zu der Frage, welche Verpflichtungen den Staaten erwach­
sen, wenn ein Staat ein internationales Verbrechen begeht, 
sprachen sich die DDR und die VR China für ein aktives 
Händeln der Staaten gegen dieses internationale Verbrechen 
brechen aus25, während der vorliegende Artikelentwurf auf 
Unterlassungen orientiert, wie z. B. Nichtanerkennung einer 
durch das internationale Verbrechen geschaffenen Situation 
als rechtmäßig. Darüber hinaus machten die sozialistischen 
Staaten darauf aufmerksam, daß die Artikelentwürfe noch 
nicht ausreichend die unterschiedlichen völkerrechtlichen 
Konsequenzen bei internationalen Delikten und bei inter­
nationalen Verbrechen verdeutlichen.26

Zur gerichtlichen Immunität der Staaten
und ihres Eigentums

Auf diesem Gebiet gab es kaum Fortschritte, da die vorge-' 
legten Artikelentwürfe die Interessen der sozialistischen 
Staaten und der Entwicklungsländer weitgehend unberück­
sichtigt lassen. Der Spezialberichterstatter vertritt die Kon­
zeption der „beschränkten Immunität“, während die soziali­
stischen Staaten und viele Entwicklungsländer am Grundsatz 
der gerichtlichen Immunität des Staates und seines Eigen­
tums festhalten.27 Die Vertreter Brasiliens, Tunesiens und 
anderer Staaten forderten, der Definition des Immunitäts­
grundsatzes mehr Aufmerksamkeit zu schenken, um der Ge­
fahr seiner Aushöhlung entgegenzuwirken.28 29 Die sozialisti­
schen Staaten und Entwicklungsländer traten dafür ein, daß 
bei der Kodifikation die allgemeine Staatenpraxis auf diesem 
Gebiet berücksichtigt werden müsse.28 Auch einige kapitali­
stische Staaten, so z. B. Österreich und Neuseeland, äußerten 
Bedenken gegen das einseitige Herangehen des Spezialbe­
richterstatters.30

Entwicklung und Stärkung der guten Nachbarschaft 
zwischen Staaten

Auf der Grundlage der im Vorjahr angenommenen Resolu­
tion 39/78 wurde während der 40. Tagung der UN-Vollver-
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Sammlung innerhalb des Rechtsausschusses ein Unteraus­
schuß gebildet, der die Elemente der guten Nachbarschaft 
bestimmen und klären sollte. Im Unterausschuß kam es zu 
einer breiten Diskussion über den möglichen rechtlichen und 
materiellen Inhalt eines Prinzips der guten Nachbarschaft.

Wie in früheren Jahren vertraten die sozialistischen Staa­
ten den Standpunkt, daß der rechtliche Inhalt des Nachbar­
schaftskonzepts auf den Grundprinzipien des Völkerrechts 
beruhen und der Festigung der friedlichen Koexistenz zwi­
schen den Staaten dienen sollte. Zum materiellen Inhalt 
hoben die Delegierten der DDR und der UdSSR hervor, daß 
sich zwischen den Staaten nur dann gutnachbarliche Bezie­
hungen entwickeln können, wenn das Wettrüsten beendet 
und so das Vertrauen zwischen den Staaten gestärkt wird.31 

Besondere Bedeutung wurde in diesem Zusammenhang der 
Achtung der bestehenden Grenzen zwischen den Staaten bei­
gemessen.

Im gleichen Sinne wie die sozialistischen Staaten äußer­
ten sich die Vertreter von Entwicklungsländern.32 Im Namen 
der EG-Staaten legte der Delegierte Belgiens dar, daß die 
Grundlagen des Nachbarschaftskonzepts in der Respektierung 
des Interventionsverbots, der nationalen Souveränität, der 
territorialen Integrität sowie der politischen Unabhängigkeit 
bestehen.33

Lediglich die Delegierten der USA und Großbritanniens 
sprachen sich gegen eine derartige auf die Festigung des 
Friedens, des Vertrauens und der Sicherheit gerichtete recht­
liche und materielle Inhaltsbestimmung des Grundsatzes der 
guten Nachbarschaft aus. Darüber hinaus zogen sie die Nütz­
lichkeit der Arbeiten an diesem Gegenstand überhaupt in 
Zweifel.34

In der Diskussion wurde deutlich, daß es neben den 
grundsätzlichen Meinungsverschiedenheiten zum rechtlichen 
und materiellen Inhalt auch noch weitere offene Fragen gibt, 
so z. B. zum geographischen Anwendungsbereich des Nach­
barschaftsgrundsatzes. Auf Grund der zum Teil widersprüch­
lichen Auffassungen konnte die Behandlung dieses Tagesord­
nungspunktes im Rechtsausschuß noch nicht mit konkreten 
Ergebnissen abgeschlossen werden. In der am 11. Dezember 
1985 ohne Abstimmung angenommenen Entscheidung 40/419 
der UN-Vollversammlung wurde festgelegt, die Arbeiten an 
diesem Gegenstand während der 41. Tagung der UN-Voll­
versammlung auf der Grundlage der Resolution 39/78 fort­
zusetzen.

Rechtsprinzipien einer Neuen Internationalen 
Wirtschaftsordnung

In der Debatte zum Tagesordnungspunkt „Fortschrittliche* 
Entwicklung der Prinzipien und Normen des Völkerrechts 
betreffend die Neue Internationale Wirtschaftsordnung“ un­
terstrichen Delegierte sozialistischer Staaten und von Ent­
wicklungsländern den untrennbaren Zusammenhang zwi­
schen der Sicherung des Weltfriedens und der Entwicklung 
gleichberechtigter Wirtschaftsbeziehungen zwischen Staaten 
unterschiedlicher Gesellschaftsordnung. Sie hoben hervor, 
daß das Wettrüsten eine der wichtigsten Ursachen für die 
gegenwärtige politische und ökonomische Instabilität in der

— das Recht der nichtschiffahrtsmäßigen Nutzung internationaler 
Wasserläufe,

— internationale Haftung für schädliche Folgen aus Handlungen, 
die vom Völkerrecht nicht verboten sind,

— die Beziehungen zwischen Staaten und internationalen Organi­
sationen.
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